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SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

EO Erwerbsersatzordnung

CSSS-CE gtortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

DFI Département fédéral de l'intérieur

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

APG allocations pour perte de gain
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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NADJA ACKERMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.06.2003
MARIANNE BENTELI

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

Mit dem Datenaustausch zwischen der Post und der fur die FuUhrung der
Einwohnerregister zustandigen Amtsstellen beschaftigte sich eine 2011 im Stadnderat
eingereichte parlamentarische Initiative Germann (svp, SH). Diese forderte eine
Regelung im Registerharmonisierungsgesetz fiir einen regelmassigen, strukturierten
und elektronischen Austausch, der den Gemeinden vollstdndige und aktualisierte
Adressdaten bieten sollte. Nachdem die staatspolitische Kommission des Nationalrates
der Initiative keine Folge gegeben hatte, befanden 2013 die Rate darlber. Wahrend der
Standerat der Initiative mit 28 zu 4 Stimmen Folge gab, scheiterte das Anliegen im
Nationalrat mit 126 zu 54 Stimmen. '

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Erwerbsersatzordnung (EO)

In der Sommersession behandelte der Stéanderat die durch eine parlamentarische
Initiative des Nationalrats initiierte Revision des Erwerbsersatzgesetzes, mit welchem
der Kreis der Anspruchsberechtigten auf Mutter ausdehnt wird, die im Zeitpunkt der
Niederkunft als Arbeitnehmerinnen oder Selbststandigerwerbende im Sinn des
Sozialversicherungsrechts gelten oder die im Betrieb des Ehemannes mitarbeiten und
dafur einen Barlohn erhalten. I|hnen wird wéhrend 14 Wochen eine
Erwerbsersatzentschadigung gewahrt, die 80% des durchschnittlichen versicherten
Lohnes betragt, welcher vor dem Verdienstausfall erzielt wurde. In seinem
Eintretensvotum betonte der Sprecher der Kommission, es handle sich nicht um eine
eigenstandige Mutterschaftsversicherung im Sinn eines neuen
Sozialversicherungszweiges, sondern es werde — mit der Finanzierung tGber die EO - ein
bisheriges Instrument ausgebaut, weshalb die zusatzlichen Administrativkosten gering
seien. Forster (fdp, SG) betonte, eine Mutterschaftsversicherung gehdre ,zu den
vordringlichen politischen Aufgaben™. Mehrere Rednerinnen erklarten, auch wenn das
Volk dreimal entsprechende Vorlagen abgelehnt habe, so sei der Verfassungsauftrag
doch nie in Frage gestellt worden.

Eintreten wurde ohne Gegenantrag beschlossen, obgleich die SVP die Vorlage als
»~ordnungspolitischen Slndenfall® bezeichnete, da damit der Sozialstaat weiter
ausgebaut und die Eigenverantwortung der Familien geschwacht werde, sowie als
~Zwangerei” gegenuber dem Ergebnis der letzten Volksabstimmung. Flr die meisten
erstaunlich war die Argumentation von Germann (svp, SH), er widersetze sich dem
Vorschlag deshalb, weil nur die erwerbstatigen Mutter berlcksichtigt wirden; dabei war
es 1999 gerade die SVP gewesen, welche die Mutterschaftsversicherung mit dem
Argument bekampft hatte, der Einbezug der nichterwerbstatigen Frauen sei nicht
statthaft. Bei der Detailberatung versuchte Jenny (svp, GL) noch einmal, auf die
Einfihrung eines Mutterschaftstaggelds zurtickzukommen, scheiterte aber mit 30 zu 8
Stimmen deutlich. Bei den meisten Bestimmungen schloss sich der Standerat dem
Nationalrat an, wobei er aber die Dauer der vorgangigen Erwerbsarbeit, die zu einem
Anspruch fuhrt, von drei auf finf Monate ausdehnte. In einem Punkt schuf er allerdings
eine gewichtige Differenz zur grossen Kammer: Mit 25 zu 10 Stimmen folgte er dem
Antrag der Kommission, die Anspruchsberechtigung auch auf Falle von Adoption
auszudehnen, allerdings in eingeschrénkter Form (lediglich vier Wochen, und nur, falls
das zu adoptierende Kind jinger als vier Jahre ist). Forster (fdp, SG) machte vergebens
geltend, damit lege man der Vorlage unnétig Stolpersteine in den Weg, weshalb es der
Nationalrat auch ausdricklich vermieden habe, die Adoption zu bertcksichtigen. Vor
den Beratungen hatten auch der Initiant und die drei Initiantinnen des Modells -
Triponez (fdp, BE), Haller (svp, BE), Meyer (cvp, FR) und Fehr (sp, ZH) - erfolglos an den
Standerat appelliert, das Fuder nicht zu Gberladen. ?
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.11.2018
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Im Dezember 2016 reichte Andreas Aebi (svp, BE) eine parlamentarische Initiative ein,
mit der die «bewdhrten Pramienregionen wiederhergestellt> werden sollten. Diese
waren seit der Anderung des Krankenkassenaufsichtsgesetzes 2016 nicht mehr
gesetzeskonform und mussten geandert werden. Eine Neueinteilung der
Pramienregionen aufgrund von Bezirken war jedoch auf heftige Kritik gestossen. Aebi
wollte nun eine Ruckkehr zur ehemaligen Einteilung der Pramienregionen sowie zur
Festlegung der maximalen Rabatte durch den Bundesrat - seit Inkrafttreten des
Aufsichtsgesetzes lag diese Kompetenz beim EDI - erreichen. Ende 2017 gab die SGK-
NR der |Initiative mit 17 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung Folge. Ihre
Schwesterkommission entschied sich aber Anfang 2018, lieber der Motion Germann
(svp, SH; Mo. 16.4083) zu folgen, welche sie geméass eigenen Aussagen «eng begleite». Es
sei daher nicht nétig, dass «die Schwesterkommission gesetzgeberisch aktiv» werde,
erklarte die SGK-SR und lehnte die Initiative mit 11 zu O Stimmen ab. Im Winter 2018
entschied sich die Nationalratskommission einstimmig, nicht an der |Initiative
festzuhalten, da das Anliegen mittlerweile bereits von einer Motion der
Standeratskommission aufgenommen wurde. *

In der Herbstsession 2018 beriet das Parlament die parlamentarische Initiative fur eine
befristete Verlangerung der Zulassungsbeschriankung nach Art. 55 KVG. Zuvor hatte
sich der Bundesrat in einer Stellungnahme flr die Vorlage ausgesprochen, weil damit
fir den Fall einer Verzdgerung bei der Anderung des KVG bezlglich der Zulassung von
Leistungserbringenden (BRG 18.047) ein Zeitraum ohne Zulassungsbeschrankung
verhindert werden kénne. Die Detailberatung des Bundesratsgeschafts muisse jedoch
umgehend angegangen werden, betonte der Bundesrat. Im erstbehandelnden
Nationalrat erlduterten die Kommissionssprecher Nantermod (fdp, VS) und Hess (bdp,
NR) sowie Gesundheitsminister Berset noch einmal die Geschichte der
Zulassungsbeschrankung, ihre Relevanz und die Notwendigkeit einer weiteren - letzten
- Verléangerung derselben. Diskussionslos und stillschweigend genehmigte der Rat die
Vorlage in der Detailberatung und Ubergab sie mit 160 zu 1 Stimme in der
Gesamtabstimmung dem Zweitrat. Ein ahnliches Bild prasentierte sich im Stédnderat,
der die Initiative am folgenden Tag in der Gesamtabstimmung einstimmig mit 36 zu O
Stimmen guthiess. Auch die Schlussabstimmungen stellten keine grossen Hiurden mehr
dar, mit 194 zu 1 Stimme respektive 41 zu O Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
verabschiedete das Parlament die erneute, befristete Verlangerung der
Zulassungsbeschrankung fir Arzte. Einzig Lukas Reimann (svp, SG) lehnte die
Verléangerung ab, wéhrend Hannes Germann (svp, SH) und Martin Schmid (fdp, GR) sich
ihrer Stimme enthielten. *

1) AB NR, 2013, 5. 1283 ff.; AB SR, 2013, S. 86 f.
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